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Eckpunkte 
Umwelt und Straßenverkehr 
Hohe Mobilität – Umweltverträglicher Verkehr 
 

1 Unzumutbar hohe Umwelt- und 
Gesundheitsfolgen des Straßenverkehrs 

1*. Trotz Fortschritten in Teilbereichen, insbesondere durch technische 
Maßnahmen zur Reduzierung der Luftschadstoffe, hat sich die Umweltproblematik im 
Verkehrssektor bisher nicht entspannt. Die durch den Straßenverkehr verursachten 
Folgeschäden an Gesundheit und Umwelt sind nach wie vor unakzeptabel hoch. Ohne 
politische Gegenmaßnahmen sind weiterhin ein sehr hohes Wachstum im 
Güterverkehr und ein moderates Wachstum im Personenverkehr zu erwarten. Zu den 
einzelnen Problemfeldern ergibt sich folgendes Bild: 

– Verkehrssicherheit: Obwohl die Verkehrssicherheit in Deutschland in der 
Vergangenheit erheblich verbessert wurde, und die Anzahl der durch den 
Straßenverkehr verursachten Todesopfer zwischen 1991 und 2003 nahezu um 
50 % gemindert werden konnte, ist die Teilnahme am Straßenverkehr weiterhin eine 
der gefährlichsten täglichen Aktivitäten. Im Jahr 2004 waren in Deutschland 5 844 
getötete und circa 440 000 verletzte Straßenverkehrsteilnehmer zu beklagen. 
Besonderer Aufmerksamkeit bedürfen die schwächsten Verkehrsteilnehmer wie 
Kinder und Senioren. In Bezug auf die Zahl der verunglückten Kinder unter 
15 Jahren wurden im Jahr 2000 in Deutschland mit 350 Todesopfern pro 100 000 
Einwohnern dieser Altersklasse die meisten Opfer im Vergleich aller EU-Staaten 
registriert. Überdurchschnittlich gefährdet sind auch junge PKW-Fahranfänger und 
Zweiradfahrer. 

– Luftschadstoffe: Trotz des Rückgangs insbesondere der Blei-, Partikel-, 
Stickstoffoxid- und Ozonbelastungen gefährden die durch den Straßenverkehr 
verursachten Luftschadstoffe weiterhin in erheblichem Ausmaß die menschliche 
Gesundheit. Zu nennen sind insbesondere das Lungenkrebsrisiko durch 
Dieselrußpartikel und die Entwicklung von chronischen Atemwegserkrankungen 
durch Kombinationswirkungen verschiedener Luftschadstoffe. Die höchsten 
Schadstoffkonzentrationen in der Luft werden in den stark besiedelten und 
verkehrsreichen Ballungszentren gemessen, so dass ein entsprechend großer Teil 
der Bevölkerung von den genannten Gesundheitsrisiken betroffen ist. 

– Straßenverkehrslärm: Der Anteil der Bevölkerung, der sich durch 
Straßenverkehrslärm belästigt fühlt, ist mit 60 % sehr hoch. 16,6 % der Bevölkerung 
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sind nachts Pegeln von mehr als 55 dB(A) und 15,6 % sind tagsüber Pegeln von 
mehr als 65 dB(A) ausgesetzt. Ab diesen Werten besteht ein erhöhtes Risiko für 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Besonders wichtig ist der Schutz der Nachtruhe vor 
Lärmeinflüssen. Belastungen durch Verkehrslärm können zu Schlafstörungen 
führen, die ihrerseits Leistung und Befinden am Tage beeinträchtigen. Akute und 
chronische Lärmbelastungen können die Gesundheit in Form von Herz-Kreislauf-
Erkrankungen beeinträchtigen und nachteilige Wirkungen auf das endokrine System 
haben. 

– Lebensqualität: Der Autoverkehr und der an die Bedürfnisse der Autofahrer 
angepasste Verkehrsraum beeinträchtigen sowohl die Lebensqualität der Anwohner 
als auch die Mobilitätschancen anderer Verkehrsteilnehmer. Davon besonders 
betroffen sind Personen mit einer geringen Mobilität und kleinen Aktionsräumen wie 
Kinder und Senioren, aber auch Personengruppen, die in ihrer körperlichen oder 
geistigen Leistungsfähigkeit eingeschränkt sind. 

– Natur und Landschaft: Flächeninanspruchnahme und Landschaftszerschneidung 
durch den Straßenbau und die damit verbundene Zerstörung von Habitaten sowie 
die Beeinträchtigung von Wanderungs- und Ausbreitungsmöglichkeiten für Fauna 
und Flora sind derzeit Hauptursachen des fortwährenden Verlustes an biologischer 
Vielfalt, der oftmals irreversibel ist. Die gleichen Effekte schränken auch die 
Nutzbarkeit der Landschaft für die Erholung ein. Der Straßenverkehr trägt weiterhin 
maßgeblich zur Versauerung und Eutrophierung von Ökosystemen sowie zur 
Belastung durch bodennahes Ozon bei. Hier bedürfen besonders sensible Gebiete 
(wie der Alpenraum) eines besonderen Schutzes.  

– Klima: Der CO2-Ausstoß des Straßenverkehrs hat sich seit 1960 verfünffacht, 
gleichzeitig ist der Anteil des Verkehrssektors an den klimarelevanten CO2-
Emissionen in den letzten 40 Jahren auf ein Fünftel der Gesamtemissionen 
angestiegen. Zwar konnte durch technische Maßnahmen eine Verminderung des 
spezifischen CO2-Ausstoßes pro gefahrenem Kilometer erzielt werden, dieser Erfolg 
wurde aber durch eine überproportional gestiegene Fahrleistung aufgehoben. Daher 
wird der Straßenverkehr sowohl im nationalen wie auch im europäischen Kontext 
unter Klimaschutzgesichtspunkten ein äußerst problematischer Bereich bleiben.  

 

2 Umweltgerechte Mobilitätspolitik statt  
Vorrang für den Automobilverkehr 

2*. Mobilität, verstanden als Summe der Möglichkeiten, Interessen durch 
Ortsveränderungen zu realisieren, ist von Verkehr zu unterscheiden. Grundsätzlich ist 
mehr Mobilität für alle mit weniger Verkehr möglich. Nicht der Verkehr, sondern die 
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Mobilität der Bürger sollte die zentrale Zielgröße der Verkehrs- oder Mobilitätspolitik 
sein. Mobilität ist allerdings ein Wert unter vielen anderen, und es gibt keinen Grund, 
diesem Wert einen grundsätzlichen Vorrang vor anderen Werten zuzumessen 

Zukünftige Mobilitätspolitik sollte sich nicht mehr der vermeintlich normativen Kraft von 
Verkehrsprognosen unterwerfen, wonach eine prognostizierte zunehmende 
Verkehrsnachfrage durch das Bereitstellen einer entsprechenden Verkehrsinfrastruktur 
zu befriedigen ist. Die damit verbundenen Umwelt- und Gesundheitsschäden werden 
bisher als im Grundsatz unvermeidliche Nebenwirkungen angesehen, die es lediglich 
abzuschwächen gilt. Statt den Mobilitätsbedarf vorrangig durch eine Förderung des 
Automobilverkehrs zu befriedigen, sollte Mobilitätspolitik versuchen, risikoärmere und 
umweltgerechtere Mobilität für alle Bevölkerungsgruppen – auch durch moderate 
Entschleunigung und Verkehrsvermeidung – zu fördern. Dies bedeutet 
selbstverständlich keinen Abschied vom motorisierten Individualverkehr, sondern seine 
sinnvolle Einbettung in eine übergreifende und umweltgerechte Mobilitätspolitik. 

Die Festlegung von verbindlichen, konkreten und problembezogenen Umweltzielen für 
den Straßenverkehr ist für eine umweltgerechte Mobilitätspolitik unumgänglich. Die 
teilweise bereits bestehenden Ziele müssen anspruchsvoller und konkreter werden. 
Für die einzelnen Problembereiche schlägt der SRU vor: 

– Verkehrssicherheit: Die Bundesregierung sollte im Rahmen einer 
Verkehrssicherheitsstrategie möglichst bald weit reichende nationale Ziele zur 
Verkehrssicherheit festlegen. Diese sollten sich insbesondere an den 
anspruchsvollen Politiken von Vorreiterstaaten wie der Schweiz, Schweden oder 
den Niederlanden orientieren. Eine Halbierung der Zahl der Verkehrstoten und 
Schwerverletzten bis 2015 gegenüber 2005 erscheint dem SRU als sachgerechtes 
Zwischenziel. 

– Luftschadstoffe: Zum Schutz der Bevölkerung vor Gesundheitsbeeinträchtigungen 
strebt die EU bis zum Jahr 2010 für Feinstaub (PM10) einen Immissionsgrenzwert  
von 20 µg/m3 an und hat für NO2  einen ab 2010 gültigen Grenzwert von 40 µg/m3 
im Jahresmittel festgelegt. Zur Einhaltung diese Qualitätsziele sind in Deutschland 
noch erhebliche Schadstoffminderungen nötig. Zudem müssen zum Schutz der 
Ökosysteme die NOx-Emissionen entsprechend der EU-Richtlinie zu 
Emissionshöchstmengen bis 2010 um weitere 32 % (Basisjahr 2000) gemindert 
werden. Der SRU empfiehlt, den Beitrag des Verkehrs zu diesen erforderlichen 
Schadstoffreduzierungen konkret zu bestimmen. 

– Straßenverkehrslärm: Die segmentierte Betrachtung verschiedener Lärmquellen ist 
zugunsten der Berücksichtigung des Gesamtlärms aufzugeben. Mittelfristig sind für 
den Außenpegel bei Tag 62 dB(A) als Präventionswert und 55 dB(A) als 
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Vorsorgezielwert anzustreben. Für den Außenpegel bei Nacht sind kurzfristig 
55 dB(A), mittelfristig 52 dB(A) und langfristig 45 dB(A) als maßgeblich anzusehen. 

– Lebensqualität: Es sollte in der alltäglichen Lebenswelt ungestörte oder zumindest 
störungsarme Räume geben, die nicht lediglich als voneinander isolierte Enklaven in 
ein vom Automobilverkehr dominiertes Stadtbild eingelagert sind. Unter dem Aspekt 
der Lebensqualität kommt es darüber hinaus insbesondere darauf an, die 
Mobilitätschancen bisher benachteiligter Gruppen (z. B. Kinder, Senioren, 
Behinderte) zu verbessern. Aus diesem allgemeinen Ziel müssen auf regionaler und 
lokaler Ebene konkretere, auf einzelne Gruppen bezogene Zielsetzungen entwickelt 
werden.  

– Natur und Landschaft: Das existierende Ziel- und Schutzsystem des Natur- und 
Landschaftsschutzes ist bei verkehrspolitischen Entscheidungen zu beachten. 
Neben den erforderlichen räumlichen Konkretisierungen der bestehenden 
Naturschutzziele ist deren verstärkte Berücksichtigung im Planungsprozess von 
hoher Bedeutung. Dabei sollen insbesondere unzerschnittene Räume und 
Lebensraumkorridore hochrangig in die Abwägung eingestellt und vor weiterer 
Zerschneidung geschützt werden. In Bezug auf das Wachstum der Siedlungs- und 
Verkehrsfläche sollte die Zielvorgabe der Nachhaltigkeitsstrategie – 30 ha/d bis 
2020 – konsequent umgesetzt werden, als Langfristziel ist ein Nullwachstum der 
Verkehrs- und Siedlungsfläche anzustreben.  

– Klima: Die deutschen Treibhausgasemissionen insgesamt sollten bis 2020 um 40 % 
gegenüber 1990 gesenkt werden; bis 2050 ist eine Senkung um 80 % gegenüber 
1990 anzustreben. Ausgehend hiervon sollten auf Basis des Nationalen 
Allokationsplans eine längerfristige Perspektive für die Verteilung der 
CO2-Emissionsminderung auf verschiedene Sektoren entwickelt und konkrete 
Reduktionsziele für die einzelnen Verkehrsbereiche festgelegt werden. Hierbei sind 
insbesondere die unterschiedlichen Vermeidungskosten in den verschiedenen 
Sektoren bzw. in den einzelnen Verkehrsbereichen zu berücksichtigen. 

 

3 Verkehrspolitische Strategien neu bewerten 
3*. Die Strategien der so genannten Verkehrswende – Verkehrsvermeidung, 
Verkehrsverlagerung und technische Optimierung – stellen jeweils für sich betrachtet 
unerlässliche Bausteine einer umweltgerechten Verkehrs- bzw. Mobilitätspolitik dar. 
Bei der Diskussion um diese Strategien sollten jedoch Ziel und Mittel nicht miteinander 
verwechselt werden. Handlungsorientierend sollten weniger die Strategien selbst, als 
vielmehr die oben genannten Umweltqualitätsziele sein. Dabei lässt sich entgegen den 
landläufigen Vorstellungen einer "Verkehrswende" keine Rangordnung zwischen den 



 5

Strategien feststellen; jede einzelne Strategie weist vielmehr ihre spezifischen Stärken 
und Schwächen auf: 

– Verkehrsvermeidung: Verkehrsvermeidung durch Entkoppelung des 
Verkehrswachstums vom Wirtschaftswachstum erscheint grundsätzlich möglich und 
steht nicht im Widerspruch zu den Wachstumsimperativen moderner 
marktwirtschaftlicher Industrie- und Dienstleistungsgesellschaften.  

– Verkehrsverlagerung: Die Verlagerung des Verkehrs auf umweltverträglichere 
Verkehrsträger kann in unterschiedlichem Maße zur Umweltentlastung beitragen. 
Besonders groß ist das Entlastungspotenzial aber im Nahverkehr der 
Ballungsräume und auf strategischen Korridoren. Dies kann auch durch eine 
adäquate Siedlungsstrukturpolitik gefördert werden. 

– Technische Verbesserung: Eine technische Verbesserung der Fahrzeuge weist 
nach wie vor große Reduktionspotentiale insbesondere im Hinblick auf den Klima- 
und Immissionsschutz auf, die ökonomisch vertretbar und auch politisch umsetzbar 
sind. Eine technikorientierte Strategie kann zudem wichtiger Wettbewerbsfaktor für 
die europäische Automobilindustrie sein. Im Hinblick auf den Lärm- und ganz 
besonders auf den Naturschutz haben technische Verbesserungen an den 
Fahrzeugen allerdings deutliche Wirkungsgrenzen.  

 

4 Entwicklungspotenziale in der 
Fahrzeugtechnik weiter ausschöpfen 

4*. Verbesserungen in der Fahrzeugtechnik haben in der Vergangenheit bereits 
maßgeblich zur Reduktion der Umweltbelastungen des Straßenverkehrs beigetragen. 
Ohne die stetige Steigerung von Motorleistung und Fahrzeuggewicht wären diese 
Effekte allerdings stärker ausgefallen. Da das verträgliche Maß an Lärm- und 
Schadstoffemissionen nach wie vor überschritten wird, muss das bestehende 
technische Potenzial konsequent ausgeschöpft und weiterentwickelt werden: 

– Straßenverkehrslärm: Die geltenden Lärmgrenzwerte für Antriebe und Reifen sollten 
zügig an den Stand der Technik angepasst und durch längerfristige, zeitlich gestufte 
Grenzwerte ergänzt werden, um die weitere technische Entwicklung zu fördern. Die 
Messverfahren sollten so überarbeitet werden, dass sie das 
Lärmemissionsverhalten der Fahrzeuge realistischer abbilden. Darüber hinaus 
sollten lärmarme Fahrbahndecken weiterentwickelt und insbesondere in sensiblen 
Bereichen eingesetzt werden.  

– Luftschadstoffe: Zur Reduktion der Emissionen von Luftschadstoffen – 
insbesondere Stickstoffoxide und Feinstäube – sollten die Abgasnormen für Diesel-
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PKW und leichte Nutzfahrzeuge (EURO 5) sowie für schwere Nutzfahrzeuge 
(EURO VI) mit anspruchvollen Grenzwerten fortgeschrieben werden. So können 
bestehende Minderungspotenziale ausgeschöpft und weitere Anreize zur 
Entwicklung technischer Maßnahmen zur Emissionsreduktion gesetzt werden. 
Notwendig ist auch die Einführung von Messverfahren, die in der Lage sind, die 
Einhaltung der Grenzwerte über den gesamten Fahrbetrieb wirklichkeitsgetreu zu 
überprüfen. Für die rasche Markteinführung emissionsarmer Fahrzeuge sollten 
finanzielle Anreize oder ordnungsrechtliche Instrumente geschaffen werden. Hierzu 
ist der Vorschlag der Bundesregierung, über eine Absenkung der Kfz-Steuer den 
Einbau von Partikelfiltern bei PKW zu fördern, ein wichtiger Schritt.  

– Klima: Obwohl alternativen Kraftstoffen (Biomasse, Wasserstoff) zumindest in der 
längerfristigen Perspektive ein erhebliches Minderungspotential beizumessen ist, 
erscheint dem SRU eine weitergehende Ausschöpfung der technischen Potenziale 
zur CO2-Minderung bei Kraftfahrzeugen mit konventioneller Antriebstechnik als 
vordringlich. In einem Zwischenschritt sollten die durchschnittlichen spezifischen 
CO2-Emissionen der neu abgesetzten PKW-Flotte durch Einführung eines 
Emissionshandels, der bei den Fahrzeugherstellern ansetzt und mit dem derzeitigen 
Emissionshandelssystem für Industrieanlagen verkoppelt ist, bis zum Jahr 2012 auf 
100 g CO2/km gesenkt werden; als längerfristige Zielsetzung ist eine weitere 
Senkung anzustreben. Zur nachfrageseitigen Stützung dieses Systems sollte die 
Kfz-Steuer auf eine CO2-orientierte Bemessungsgrundlage umgestellt, progressiv 
ausgestaltet und bei Neuzulassung eines Fahrzeugs für mehrere Jahre im Voraus 
erhoben werden. Um zu vermeiden, dass die steigende Energieeffizienz der 
Fahrzeuge einen Anreiz zur Ausdehnung der Fahrleistung gibt, sind weitere 
Erhöhungsstufen der Kraftstoffpreise im Rahmen der ökologischen Steuerreform 
unabdingbar. 

 

5 Raumordnung und Verkehrswegeplanung 
strategisch reformieren 

5*. Radiuserweiterung, Siedlungsdispersion und Entmischung infolge 
zunehmender Suburbanisierung tragen zur Verkehrserzeugung bei. Diesem Trend 
sollte mit einer konsequenten Umsetzung verkehrsreduzierender Siedlungsstrukturen 
begegnet werden. Grundlage hierfür sollten die raumordnerischen Leitbilder der 
dezentralen Konzentration mit Achsenstrukturen und des Konzeptes Zentraler Orte 
sein. Diese raumordnerischen Leitbilder dürfen durch die örtliche Gesamtplanung nicht 
konterkariert werden. Vielmehr sollten die Kommunen verstärkt auf verkehrssparende 
Strukturen im Rahmen der Bauleitplanung hinwirken. Dafür stehen ihnen vor allem die 
Instrumente der städtebaulichen Verdichtung und Nutzungsmischung zur Verfügung.  
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6*. Derzeit wird die Verkehrwegeplanung weder auf örtlicher noch auf überörtlicher 
Ebene dem Anspruch gerecht, das Verkehrsgeschehen im Zusammenhang mit einer 
verkehrssparenden Raumentwicklung umweltgerecht und sicher zu gestalten. Um der 
Verkehrswegeplanung in dieser Hinsicht eine höhere Effektivität zu verleihen, schlägt 
der SRU folgende Systemänderungen vor: 

– Raumordnung und Verkehrswegeplanung: Die Bundesverkehrswegeplanung ist für 
das weitgehend vollendete Verkehrsnetz in Deutschland nicht mehr angemessen 
und sollte daher grundlegend reformiert werden. Sie sollte transparenter und 
partizipativer, strategischer und umweltgerechter ausgestaltet werden. Die 
Bundesverkehrswegeplanung sollte mehr sein, als ein Auswahlverfahren auf der 
Basis von Länderwunschlisten. Sie sollte daher den strategischen Zielen der 
Bundesraumordnung untergeordnet werden und als Suchprozess für die besten 
Lösungen für ökologische oder verkehrliche Engpässe ausgestaltet werden. Die 
Bundesverkehrswegeplanung sollte sich auf Verbindungen von zentraler nationaler 
oder internationaler Bedeutung beschränken und die Verantwortung für regionale 
Verbindungen den Ländern überlassen.  

– Möglichkeiten eines marktorientierten Verkehrswegebaus: Im Rahmen einer 
strategischen, umweltorientierten Bundesverkehrswegeplanung könnte eine 
konsequente, private Maut-basierte Finanzierung des Aus- und Neubaus sowie 
Betriebs neuer Fernstraßenverbindungen dafür sorgen, dass der Fernstraßenbau 
stärker am Bedarf und nicht an kurzfristigen politischen Opportunitäten orientiert 
wird. Ein solches Privatisierungsmodell für neue Autobahnen sollte als Alternative 
zur heutigen staatlichen Finanzierung geprüft werden. Dabei können die Defizite der 
bislang praktizierten Betreibermodelle weit gehend durch die Anwendung des hier 
vorgestellten Barwertmodells mit flexibler Projektlaufzeit vermieden werden. 

– Transeuropäische Netze: Die Ausbau- und Investitionsplanungen im Rahmen der 
Transeuropäischen Netze sollten wie der Bundesverkehrswegeplan stärker an 
zentrale, strategische Ziele der europäischen Raumentwicklung und der 
umweltverträglichen Verkehrsbewältigung ausgerichtet, gegenüber den nationalen 
Verkehrswegeplanungen deutlicher abgegrenzt und auf einige strategische Achsen 
redimensioniert werden. 

– Innerörtliche Verkehrsplanung: Durch gesetzliche Mindestanforderungen an eine 
formalisierte und verbindliche Gemeindeverkehrsplanung sollte gewährleistet 
werden, dass die Gemeinden größerer Ballungsräume die Probleme ihres örtlichen 
Verkehrs in angemessener Weise durch integrierte Ziel- und Maßnahmenkonzepte 
adressieren und diese Planungen auch tatsächlich umsetzen. 
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6 Verkehrsaufkommen reduzieren, 
Verkehrsströme besser lenken  

7*. Durch weitergehende Maßnahmen in der Verkehrslenkung lassen sich 
Umweltbelastungen senken und die Verkehrssicherheit erhöhen. Im Einzelnen 
empfiehlt der SRU:  

– Ordnungsrechtliche Instrumente: Die ordnungsrechtlichen Instrumente der 
Verkehrslenkung bedürfen einer grundlegenden Weiterentwicklung. Zur 
Bekämpfung der kritischen Schadstoffbelastungen und zur Umsetzung der EU-
rechtlichen Minderungspflichten sollten insbesondere bundeseinheitliche 
Rechtsgrundlagen sowie geeignete Beschilderungs- und 
Kennzeichnungsregelungen in das Straßenverkehrsrecht eingeführt werden, die es 
den örtlichen Behörden effektiv ermöglichen, den Verkehr in hoch belasteten 
Straßenzügen auf Fahrzeuge mit geringem Schadstoffausstoß bzw. mit Partikelfilter 
zu beschränken. Solche Verkehrsbeschränkungen sind zur Umsetzung der 
anspruchsvollen Partikel- und NOx-Grenzwerte des EU-Luftqualitätsrechts 
erforderlich, solange die EU nicht den Einsatz moderner Abgasreinigungstechniken 
(insbesondere Partikelfilter) zwingend vorschreibt. Zur Verminderung der hohen 
Lärmbelastung sollten die Gemeinden verpflichtet werden, flächendeckend 
Lärmsanierungsziele für solche Straßenstrecken festzulegen, an denen der 
Verkehrslärm bei angrenzender Wohnbebauung gesetzliche Schwellenwerte 
überschreitet. 

– Geschwindigkeitsbeschränkungen: Zur Erhöhung der Verkehrssicherheit und zur 
Senkung von Umweltbelastungen sollte die bisher unverbindliche 
Richtgeschwindigkeit von 130 km/h auf Bundesautobahnen in ein verbindliches 
Tempolimit umgewandelt und mittelfristig eine weitere Absenkung auf 120 km/h 
angestrebt werden. Im innerörtlichen Bereich sollte mit Ausnahme von 
Durchgangsstraßen ein Tempolimit von 30 km/h eingeführt werden. Zur besseren 
Durchsetzung der bestehenden bzw. neu einzuführenden 
Geschwindigkeitsbeschränkungen sind eine maßvolle Ausweitung der 
Kontrollintensität und eine schärfere Sanktionierung auch in Form temporärer 
Fahrverbote anzustreben. 

– Ökosteuer: Die Ökosteuer auf Otto- und Dieselkraftstoffe sollte auch über die 
bisherigen Erhöhungsstufen hinaus weiterhin langsam, aber kontinuierlich und vor 
allem für alle Beteiligten langfristig voraussehbar angehoben werden. Um 
Ausweichreaktionen der Kraftfahrer ("Tanktourismus") zu vermeiden, sollte sich die 
Bundesregierung auf EU-Ebene dafür einzusetzen, dass die Besteuerung von 
Kraftstoffen auf einem hohen Niveau harmonisiert wird. 
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– Straßennutzungsgebühren: Straßennutzungsgebühren stellen grundsätzlich ein 
sinnvolles Instrument zur Steuerung der Verkehrsströme dar. Die zum 
2. Januar 2005 in Kraft getretene LKW-Maut ist im Grundsatz zu begrüßen, jedoch 
besteht in der konkreten Ausgestaltung noch Nachbesserungsbedarf. Die 
Bundesregierung sollte sich auf EU-Ebene im Rahmen der Novellierung der 
"Eurovignetten"-RL dafür einsetzen, dass auch externe Umweltkosten in die 
Gebührenkalkulation der LKW-Maut einbezogen werden können. 
Straßennutzungsgebühren für PKW (PKW-Maut) sollten aus Akzeptanz- und 
Datenschutzgründen sowie zur Vermeidung einer Verkehrsverlagerung auf das 
untergeordnete Straßennetz vorläufig nur zur Entlastung von besonders 
verkehrsreichen Ballungsräumen eingesetzt werden. 

– Telematik: Bei der Entwicklung und Anwendung telematischer Systeme im Verkehr 
wird das Erreichen von Umweltzielen noch immer weitgehend als Nebeneffekt 
betrachtet. Das größte Umweltentastungspotenzial liegt in der Nutzung der 
Verkehrstelematik zur Unterstützung anderer, insbesondere ökonomischer 
Maßnahmen, deren Lenkungswirkung durch Telematikeinsatz gezielt verstärkt 
werden kann. Daneben sollten die Effizienzpotenziale der Telematik bei der 
örtlichen und überörtlichen Verkehrsplanung verstärkt mit dem Ziel berücksichtigt 
werden, den Neu- und Ausbau von Straßen möglichst zu vermeiden. Den 
staatlichen Planungsträgern wird empfohlen, eine Vernetzung der Akteure aus 
Industrie, Forschung und Kommunen zu fördern, damit sich die Entwicklung und 
Anwendung verkehrstelematischer Dienste vorrangig auf solche Bereiche 
konzentriert, die nicht nur im Hinblick auf eine bessere Ausnutzung der 
Verkehrsinfrastruktur, sondern auch hinsichtlich einer Umweltentlastung sinnvoll 
sind. 

 

7 Verkehrserzeugende Anreize in anderen 
Politikbereichen korrigieren  

8*. Als ein wichtiger Schritt zur Realisierung des in der Nachhaltigkeitsstrategie 
verankerten Ziels der Entkoppelung von Wirtschafts- und Verkehrswachstum sollten 
unnötig verkehrserzeugende Anreize außerhalb der Verkehrspolitik, insbesondere in 
der Steuer-, Wirtschafts-, Agrar- und Raumstrukturpolitik, korrigiert werden. Hierfür gibt 
es, unter anderem auch aus Gründen der Haushaltskonsolidierung, ohnehin 
begrüßenswerte Reformbestrebungen der Bundesregierung. Im Einzelnen empfiehlt 
der SRU:  

– Verkehrsauswirkungsprüfung: Die Bundesregierung sollte das Instrument der 
Verkehrsauswirkungsprüfung systematisch für die Prüfung von Gesetzesvorhaben 
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und Bundesprogrammen einsetzen und in den Umsetzungsprozess des SUP-
Gesetzes integrieren. Modellhaft ist hierfür auch das Vorhaben der Europäischen 
Kommission, die Folgenabschätzung ihrer Politikinitiativen hinsichtlich der 
Auswirkungen auf Flächenverbrauch und Verkehrsentwicklung auszudehnen. 

– Pendlerpauschale und Eigenheimzulage: Der SRU erachtet Pendlerpauschale und 
Eigenheimförderung auch wegen ihrer verkehrserzeugenden Wirkungen als 
dringend revisionsbedürftig. Die Pendlerpauschale sollte schrittweise in eine 
entfernungsunabhängige Pauschale umgewandelt werden; die Eigenheimförderung 
sollte gestrichen werden. 

– Sozialvorschriften im LKW-Verkehr: Durch die häufig zu beobachtende 
Nichteinhaltung der Sozialvorschriften im LKW-Verkehr – insbesondere der 
Vorschriften zu den Lenk- und Ruhezeiten – werden die Transportkosten im LKW-
Verkehr teilweise um bis zu 30 % vermindert. Durch eine konsequentere 
Überwachung und höhere Strafen sollten ein ungerechtfertigter Wettbewerbsvorteil 
gegenüber dem Schienenverkehr und ein die Verkehrsnachfrage erhöhendes 
Sozialdumping vermieden werden.  

– Verkehrssparende Siedlungspolitik: Dem Trend zur Entwicklung disperser 
Siedlungsstrukturen und zu zunehmender Entmischung, der maßgeblich zur 
Verkehrserzeugung beiträgt, muss entgegengewirkt werden. Dazu müssen das 
raumordnerische Leitbild dezentraler Konzentration mit Achsenstrukturen und das 
Konzept der Zentralen Orte flankiert durch den Abbau verkehrserzeugender 
finanzieller Anreize konsequenter als bisher in der Praxis umgesetzt werden. Um 
dies zu ermöglichen, sind Regional- und Stadtplanung einerseits und 
Verkehrsplanung andererseits enger miteinander zu verknüpfen. 

– Europäische Agrarpolitik: Die verkehrsinduzierenden Folgen der Reform der 
europäischen Agrarpolitik und ihrer nationalen Umsetzung sollten systematisch 
beobachtet und bilanziert werden. Das Potenzial zur Verkehrsvermeidung im 
Rahmen der 2. Säule der Agrarpolitik (Förderprogramme für die ländliche 
Entwicklung) sollte genutzt werden. Hier bieten sich insbesondere Chancen bei der 
Stärkung von Konzepten regionaler Vermarktung, der regionalen Weiterverarbeitung 
von agrarischen Produkten und integrierter Entwicklungsprogramme für ländliche 
Räume.  

– Europäische Strukturpolitik: Die Regionalfonds der europäischen Strukturpolitik 
werden in ihrer derzeitigen Ausgestaltung das Verkehrswachstum eher erhöhen als 
drosseln. Die neue Programmierungsphase für die Jahre 2007 bis 2013 sollte für die 
Förderung öffentlicher Investitionen in verkehrssparende Wirtschafts- und 
Raumstrukturen genutzt werden. 
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– Regionale Wirtschaftsförderung: Diejenigen Elemente der regionalen 
Wirtschaftsförderung, die ausschließlich überregionales Wirtschaften stimulieren 
und damit besonders verkehrsinduzierend wirken, sollten neu bewertet und unter 
dem Aspekt der Reduzierung der ökologischen Kosten des Verkehrs umgestaltet 
werden.  

– Umwelt-Audit: Im Rahmen der EMAS II-Verordnung (Umweltmanagement und 
Umweltbetriebsprüfung) sollten weitere Anreize zur verstärkten und systematischen 
Berücksichtigung von Verkehrsaspekten gesetzt werden. 

 

8 Fazit  
9*. Trotz erheblicher technischer Innovationspotenziale wird es ohne eine 
Drosselung des Straßenverkehrswachstums nicht gelingen, die Umwelt- und 
Gesundheitsfolgen des Straßenverkehrs auf ein akzeptables Niveau zu vermindern. 
Prioritäre Handlungsfelder der Verkehrspolitik sollten daher in Zukunft eine technische 
Innovationsstrategie für leisere, sauberere und sparsamere Fahrzeuge sowie die 
Wachstumsfaktoren des Verkehrs beeinflussende Maßnahmen sein. Leitfaden der 
Verkehrs-, Raumordnungs- und Wirtschaftspolitik sollte sein, dass ein hohes 
Mobilitätsniveau auch mit weniger Verkehr aufrechterhalten werden kann. 

Mit dem hier vorgeschlagenen Maßnahmenbündel, das technische Verbesserungen an 
den Fahrzeugen, den Verkehrswegen und bei der Verkehrslenkung mit Vorschlägen 
zur Umgestaltung des Planungssystems, zur Korrektur des Ordnungsrechts und zum 
Einsatz ökonomischer Instrumente verbindet, wird es gelingen, den motorisierten 
Straßenverkehr deutlich umweltverträglicher zu gestalten. Darüber hinaus kann eine 
auf Umweltinnovationen setzende Verkehrspolitik auch ein wichtiger 
Wettbewerbsfaktor für die europäische Automobilindustrie sein.  
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Bundesministerium 

für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

 

 

Erlass über die Einrichtung eines Sachverständigenrates für 

Umweltfragen bei dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 

und Reaktorsicherheit 

Vom 1. März 2005 

 

§ 1 

 

Zur periodischen Begutachtung der Umweltsituation und Umweltbedingungen 

der Bundesrepublik Deutschland und zur Erleichterung der Urteilsbildung bei 

allen umweltpolitisch verantwortlichen Instanzen sowie in der Öffentlichkeit 

wird ein Sachverständigenrat für Umweltfragen gebildet. 

 

§ 2 

 

(1) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen besteht aus sieben Mitgliedern, 

die über besondere wissenschaftliche Kenntnisse und Erfahrungen im 

Umweltschutz verfügen müssen. 

 

(2) Die Mitglieder des Sachverständigenrates für Umweltfragen dürfen weder 

der Regierung oder einer gesetzgebenden Körperschaft des Bundes oder eines 

Landes  noch dem öffentlichen Dienst des Bundes, eines Landes oder einer 

sonstigen juristischen Person des öffentlichen Rechts, es sei denn als 

Hochschullehrer oder -lehrerin oder als Mitarbeiter oder Mitarbeiterin eines 

wissenschaftlichen Instituts, angehören. Sie dürfen ferner nicht Repräsentant 

oder Repräsentantin eines Wirtschaftsverbandes oder einer Arbeitgeber- oder 

Arbeitnehmerorganisation sein oder zu diesen in einem ständigen Dienst- oder 

Geschäftsbesorgungsverhältnis stehen; sie dürfen auch nicht während des 
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letzten Jahres vor der Berufung zum Mitglied des Sachverständigenrates für 

Umweltfragen eine derartige Stellung innegehabt haben. 

 

§ 3 

 

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen soll die jeweilige Situation der 

Umwelt und deren Entwicklungstendenzen darstellen. Er soll Fehlentwicklungen 

und Möglichkeiten zu deren Vermeidung oder zu deren Beseitigung aufzeigen. 

 

§ 4 

 

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen ist nur an den durch diesen Erlass 

begründeten Auftrag gebunden und in seiner Tätigkeit unabhängig. 

 

§ 5 

 

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen gibt während der Abfassung seiner 

Gutachten den jeweils fachlich betroffenen Bundesministerien oder ihren 

Beauftragten Gelegenheit, zu wesentlichen sich aus seinem Auftrag ergebenden 

Fragen Stellung zu nehmen. 

 

§ 6 

 

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen kann zu einzelnen Beratungsthemen 

Behörden des Bundes und der Länder hören sowie Sachverständigen, 

insbesondere Vertretern und Vertreterinnen von Organisationen der Wirtschaft 

und der Umweltverbände, Gelegenheit zur Äußerung geben. 

 

§ 7 

 

(1) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen erstattet alle vier Jahre ein 

Gutachten und leitet es der Bundesregierung jeweils im Monat Mai zu.  
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Das Gutachten wird vom Sachverständigenrat für Umweltfragen veröffentlicht. 

 

(2) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen erstattet zu Einzelfragen 

zusätzliche Gutachten oder gibt Stellungnahmen ab. Das Bundesministerium für 

Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit kann den Sachverständigenrat für 

Umweltfragen mit der Erstattung weiterer Gutachten oder Stellungnahmen 

beauftragen. Der Sachverständigenrat für Umweltfragen leitet Gutachten oder 

Stellungnahmen nach Satz 1 und 2 dem Bundesministerium für Umwelt, 

Naturschutz und Reaktorsicherheit zu. 

 

§ 8 

 

(1) Die Mitglieder des Sachverständigenrates für Umweltfragen werden vom 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit nach 

Zustimmung des Bundeskabinetts für die Dauer von vier Jahren berufen. Dabei 

wird auf die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern nach Maßgabe 

des Bundesgremienbesetzungsgesetzes hingewirkt. Wiederberufung ist möglich. 

 

(2) Die Mitglieder können jederzeit schriftlich dem Bundesministerium für 

Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit gegenüber ihr Ausscheiden aus 

dem Rat erklären. 

 

(3) Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so wird ein neues Mitglied für die Dauer 

der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds berufen; Wiederberufung ist 

möglich. 

 

§ 9 

 

(1) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen wählt in geheimer Wahl aus 

seiner Mitte einen Vorsitzenden oder eine Vorsitzende für die Dauer von vier 

Jahren. Wiederwahl ist möglich. 
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(2) Der Sachverständigenrat für Umweltfragen gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Sie bedarf der Genehmigung des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz 

und Reaktorsicherheit. 

 

(3) Vertritt eine Minderheit bei der Abfassung der Gutachten zu einzelnen 

Fragen eine abweichende Auffassung, so hat sie die Möglichkeit, diese in den 

Gutachten zum Ausdruck zu bringen. 

 

§ 10 

 

Der Sachverständigenrat für Umweltfragen wird bei der Durchführung seiner 

Arbeit von einer Geschäftsstelle unterstützt. 

 

§ 11 

 

Die Mitglieder des Sachverständigenrates für Umweltfragen und die 

Angehörigen der Geschäftsstelle sind zur Verschwiegenheit über die Beratungen 

und die vom Sachverständigenrat als vertraulich bezeichneten 

Beratungsunterlagen verpflichtet. Die Pflicht zur Verschwiegenheit bezieht sich 

auch auf Informationen, die dem Sachverständigenrat gegeben und als 

vertraulich bezeichnet werden. 

 

§ 12 

 

(1) Die Mitglieder des Sachverständigenrates für Umweltfragen erhalten eine 

pauschale Entschädigung sowie Ersatz ihrer Reisekosten. Diese werden vom 

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit im 

Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern und dem 

Bundesministerium der Finanzen festgesetzt. 

 

(2) Die Kosten des Sachverständigenrates für Umweltfragen trägt der Bund. 
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§ 13 

 

(1) Im Hinblick auf den in § 7 Abs. 1 neu geregelten Termin für die Zuleitung 

des Gutachtens an die Bundesregierung kann das Bundesministerium für 

Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit die bei Inkrafttreten dieses Erlasses 

laufenden Berufungsperioden der Mitglieder des Sachverständigenrates ohne 

Zustimmung des Bundeskabinetts bis zum 30.06.2008 verlängern. 

 

§14 

 

Der Erlass über die Einrichtung eines Rates von Sachverständigen für 

Umweltfragen bei dem Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 

Reaktorsicherheit vom 10. August 1990 (GMBl. 1990, Nr. 32 , S. 831) wird 

hiermit aufgehoben. 

 

 

Berlin, den 1. März 2005          

G I 1 – 46010/2 

 

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

 

Jürgen Trittin 
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